
1.000 leute weggeschickt
wnnt Wohlfahrtsverbände fordern mehr Beratung
für Wohnungslose und mehr Sozialwohnungen
Die Hamburger Wohlfahrtsver-
bände. fordern vor der Bürger-
schaftswahl eine bessere Versor-
gung von Wohnungslosen mit
Wohnraum und Beratung. In der
Stadt gebe es über Z.9oo Men-
schen, die ,,akut keine Wohnung
haben'l sagte Diakonie-Experte
Dirk Hauer. Darunter seinen et-
wa 1.ooo Obdachlose und rund
75o Personen aufWartelisten der
Wohnungslosenhilfe.

Es reiche nicht, auf den Markt
zu vertrauen, der SPD-Senat
müsse die städtische Wohnungs-
baugesellschaft Saga/GWG an-
halten, die Hälfte der frei wer-
denden Wohnungen an Woh-
nungslose zu vergeben. Außer-
dem müsse durch gezielten Auf-
kauf von Belegbindungen die
stetig sinkende Zahl der Sozial-
wohnungen erhöht werden.

Dies ist eine von drei zentra-
len Forderungen, die die Arbeits-
gemeinschaft der freien Wohl-
fahrtspflege (AGFW) anlässlich
einer Fachtagung,,Sozialpolitik
in Zeiten der Schuldenbremse"
gestern stellte. Man müsse auf-
passen, dass die soziale Infra-

struktur der Stadt nicht kaputt
gespart wird, warnte der AGFW-
Geschäftsführer |ens Stappen-
beck. So würden die sieben be-
zirklichen Sozialberatungsstel-
len ftir Wohnungslose wegen der
Schuldenbremse nicht mehr
ausreichend finanziert. ,,Wir
mussten öfter mal Tür zu ma-
chen und etwa 2oo Menschen
wieder wegschicken'l berichtet
Bettina Reuter von der Ambulan-
ten Hilfe in Altona. Hamburg-
weit hätten etwa 1.ooo Personen
in diesem Jahr keine Beratung er-
halten, obwohl Wohnungslose
laut Sozialgesetzbuch Anspruch
daraufhaben.

Das Problem sei - wie auch in
anderen Beratungsbereichen
wie der Suchthilfe -, dass Tarif-
und Kostensteigerungen nicht
mehr voll ausgeglichen wurden,
erläutert die stellvertretende
AGFW-Geschäft sführerin Sandra
Berkling. Das führe zuliquidität-
$engpässen und Stellensperren.
Allerdings gebe es einen ,,Hoff-
nungsschimmer'i dass ab zor5
Tarifsteigerungen wieder finan-
ziert wefden. xru
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